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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, Dr. Florian 
Herrmann, Petra Guttenberger, Norbert Dünkel, Alexander Flierl, 
Max Gibis, Jürgen W. Heike, Bernd Kränzle, Manfred Ländner, 
Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchenfeld, Andreas Lorenz, 
Dr. Hans Reichhart, Dr. Franz Rieger, Martin Schöffel, Karl Straub, 
Peter Tomaschko, Manuel Westphal, Mechthilde Wittmann und 
Fraktion (CSU) 

Bericht zum Fall „Peggy“ 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu gegebener 
Zeit zu berichten, ob der Fund der Leiche von Peggy K. in einem 
Waldstück in Thüringen neue Erkenntnisse gebracht hat. 

 

 

Begründung: 

Im Jahr 2001 verschwand im oberfränkischen Lichtenberg die damals 
neunjährige Peggy K. spurlos. Am 2. Juli 2016 fand ein Pilzsammler in 
einem Waldstück nahe Lichtenberg Teile ihres Skeletts. Peggy hatte 
in Lichtenberg gewohnt, dort war sie am 7. Mai 2001 zuletzt gesehen 
worden. Mit dem Fund der Leichenteile wird die Hoffnung verbunden, 
dass sich hierdurch nunmehr neue Ermittlungsansätze ergeben. 

 



Behinderung in der Entfaltung ihrer Persönlichkeit ver-
stößt aus heutiger Sicht – da sind wir uns alle einig –
klar gegen das freiheitliche Menschenbild des Grund-
gesetzes. Es ist ein großer, aber leider zu spät erziel-
ter Fortschritt, dass dieser Abschnitt der deutschen
Strafrechtsgeschichte überwunden und die einschlägi-
gen Strafvorschriften aufgehoben wurden. Die sozial-
ethische Rehabilitierung der Betroffenen ist unbe-
streitbar ein wichtiges und berechtigtes
gesellschaftliches Anliegen. Ich begrüße es daher
ausdrücklich, dass die seit Langem geführte politische
Debatte durch das Gutachten von Herrn Professor
Burgi wieder Fahrt aufgenommen hat. Mit Blick auf
das fortgeschrittene Alter vieler Betroffener – das ist
schon angeklungen – darf das Thema nicht auf die
lange Bank geschoben werden.

Meine Damen und Herren, klar ist aber auch, dass die
rechtliche Rehabilitierung der Betroffenen mit komple-
xen verfassungsrechtlichen Fragen verknüpft ist. Ich
kann hier sowohl an die Ausführungen des Kollegen
Rieger wie auch des Kollegen Streibl anschließen.
Wer darüber leichtfertig hinwegsieht, erweist sowohl
unserem Rechtsstaat als auch den Betroffenen einen
Bärendienst. Hier geht es zum einen um die Gewähr-
leistung der Rechtssicherheit als Kernelement des
Rechtsstaatsprinzips. Zum anderen muss gründlich
geprüft werden, inwieweit eine rechtliche Rehabilitie-
rung durch pauschale Aufhebung der formell fortbe-
stehenden Strafurteile durch den Gesetzgeber mit
dem Gewaltenteilungsgrundsatz vereinbar ist. Nach
Artikel 92 des Grundgesetzes ist die Rechtsprechung
allein den Gerichten zugewiesen. Eine Aufhebung von
Strafurteilen durch den Gesetzgeber bedarf einer be-
sonderen Rechtfertigung und kann nur in Ausnahme-
fällen zulässig sein. Bislang hat das Bundesverfas-
sungsgericht derartige Generalkassationen nur im
Hinblick auf Urteile gebilligt, die während der national-
sozialistischen Schreckensherrschaft oder im Un-
rechtsstaat der SED, also in der DDR, ergangen sind.
Auch wenn die in Rede stehenden Urteile unserem
heutigen Rechtsstaatsverständnis klar widersprechen,
kann man sie als Urteile innerhalb des Rechtsstaats
der Bundesrepublik Deutschland nicht mit Urteilen
aus Unrechtsregimen gleichsetzen. Schließlich haben
die Gerichte damals – das ist schon angeklungen –
Recht angewandt, das der demokratisch gewählte
Deutsche Bundestag bis 1969 bzw. bis 1994 bewusst
in Geltung belassen hat und dessen Gültigkeit das
Bundesverfassungsgericht im Jahr 1957 bzw. im
Jahr 1973 bekräftigt hatte. Mit einer Aufhebung der
Urteile würde folglich verfassungsrechtliches Neuland
betreten. Dies will wohlüberlegt sein. Gründlichkeit
muss hier vor Schnelligkeit gehen.

Anknüpfend an das Gutachten von Professor Burgi
hat Bundesjustizminister Maas ein Eckpunktepapier

zur rechtlichen Rehabilitierung der Betroffenen vorge-
legt, welches Grundlage für die Ausarbeitung eines
Gesetzentwurfs sein soll. Ich stehe diesem Vorhaben
angesichts der Zielrichtung durchaus aufgeschlossen
gegenüber. Nach Vorlage des angekündigten Gesetz-
entwurfs wird aber sorgfältig zu prüfen sein, ob er
dem Ziel der rechtlichen Rehabilitierung in verfas-
sungskonformer Weise Rechnung trägt. Bis dahin
müssen wir abwarten, was vorgelegt wird. Wie so oft
heiligt auch hier der Zweck nicht die Mittel. So berech-
tigt das Anliegen auch ist, der Gewaltenteilungsgrund-
satz als Grundpfeiler unserer demokratischen Rechts-
ordnung muss hinreichend berücksichtigt werden. Nur
eine Lösung, die sorgfältiger verfassungsrechtlicher
Prüfung standhält – das kann man erst beurteilen,
wenn eine solche Lösung auf den Tisch gelegt wird –,
kann und wird von der Staatsregierung mitgetragen
werden.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und
wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die Anträ-
ge wieder getrennt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/12336 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – SPD und Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzu-
zeigen. – CSU und die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist dieser
Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/12338 – das ist der Antrag der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – SPD
und Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN.
Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – CSU und
Fraktion der FREIEN WÄHLER. Stimmenthaltungen?
– Keine. Damit ist auch dieser Dringlichkeitsantrag
abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/12354 – das ist der Antrag der CSU-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Die CSU und die Fraktion der FREI-
EN WÄHLER. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Die SPD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Die Fraktion
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Dringlichkeitsantrag angenommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Dringlichkeitsan-
träge auf den Drucksachen 17/12337, 17/12239 bis
17/12343 sowie 17/12355 und 17/12356 werden in
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die zuständigen federführenden Ausschüsse verwie-
sen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit wären wir
heute am Schluss der Sitzung. Ich wünsche uns allen

einen spannenden Fußballabend und nicht so viel
Aufregung. Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluss: 16.15 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Josef Zellmeier, Dr. Florian Herrmann u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/12356 

Bericht zum Fall "Peggy" 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Manfred Ländner 
Mitberichterstatter: Klaus Adelt 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Kommuna-
le Fragen, Innere Sicherheit und Sport federführend zugewie-
sen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlichkeits-
antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 57. Sitzung am 13. Juli 2016 beraten und e i n s t i m -
m i g  Zustimmung empfohlen. 

Dr. Florian Herrmann 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef 
Zellmeier, Dr. Florian Herrmann, Petra Guttenberger, Norbert Dün-
kel, Alexander Flierl, Max Gibis, Jürgen W. Heike, Bernd Kränzle, 
Manfred Ländner, Otto Lederer, Ludwig Freiherr von Lerchenfeld, 
Andreas Lorenz, Dr. Hans Reichhart, Dr. Franz Rieger, Martin 
Schöffel, Karl Straub, Peter Tomaschko, Manuel Westphal, Mecht-
hilde Wittmann und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/12356, 17/12632 

Bericht zum Fall „Peggy“ 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag zu gegebener 
Zeit zu berichten, ob der Fund der Leiche von Peggy K. in einem 
Waldstück in Thüringen neue Erkenntnisse gebracht hat. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über eine Subsidiaritätsangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden

(s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass

der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen

in seiner gestrigen Sitzung die unter Nummer 1 aufgeführte Subsidiaritätsangelegen-

heit betreffend die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsan-

gehörigen zur Ausübung einer umfassende Qualifikationen voraussetzenden Beschäf-

tigung beraten und empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, im Bundesrat auf

Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen. Das Abstimmungsverhalten der Fraktionen ist in

der aufgelegten Liste aufgeführt.

Wir kommen zur Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit

den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden

ist, den bitte ich um sein Handzeichen. – Gibt es Gegenstimmen? – Keine Gegenstim-

men. Gibt es Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der

Landtag diese Voten.

Protokollauszug
82. Plenum, 28.09.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über eine Europaangelegenheit sowie die nicht einzeln zu 
beratenden Anträge zugrunde gelegt wurden 
(Tagesordnungspunkt 3) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheit 

1. Antrag der Abgeordneten Dr. Franz Rieger, Kerstin Schreyer-Stäblein, 
Alex Dorow u.a. CSU, 
Dr. Linus Förster, Hans-Ulrich Pfaffmann, Inge Aures u.a. SPD 
Subsidiarität 
Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen 
zur Ausübung einer umfassende Qualifikationen voraussetzenden 
Beschäftigung,  
COM(2016) 378 final,  
BR-Drs. 350/16 
Drs. 17/12754, 17/13004 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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Anträge 

2. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Wettbewerbsnachteile für die heimische Teichwirtschaft − Prosperitätsgrenze 
erneut eingeführt  
Drs. 17/11064, 17/12558 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

3. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Thomas Gehring u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gesunde Schule: Ernährungsbildung und Essensangebot Hand in Hand 
Drs. 17/11325, 17/12559 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

4. Antrag der Abgeordneten Dr. Harald Schwartz, Erwin Huber,  
Karl Freller u.a. CSU 
Mittelstandsfreundliche Umsetzung der Regelungen zum Mindestlohn 
Drs. 17/11438, 17/12961 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z A Z A 

5. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Bernhard Pohl u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Steuer-Update 2016 − Inflationsbedingte Anpassung von Pauschalen, 
Freibeträgen und Einkommensgrenzen 
Drs. 17/11619, 17/12948 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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6. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Karl Vetter u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Notärzte müssen das Recht zur Erteilung eines Platzverweises erhalten 
Drs. 17/11716, 17/12560 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A ENTH Z ENTH 

7. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Alexander Muthmann u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Verantwortungsvolle Wohnungsbaupolitik 
Drs. 17/11797, 17/12949 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Dr. Florian Herrmann, Josef Zellmeier,  
Norbert Dünkel u.a. CSU 
Erteilung von Platzverweisen gegen Gaffer 
Drs. 17/11801, 17/12562 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

9. Antrag der Abgeordneten Bernhard Roos, Florian von Brunn,  
Annette Karl u.a. SPD 
Nokia Networks in München stärken − Verlagerungen und Personalabbau 
verhindern! 
Drs. 17/11823, 17/12962 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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10. Antrag der Abgeordneten Annette Karl, Natascha Kohnen,  
Andreas Lotte u.a. SPD 
Gründerszene in Bayern beleben und stärken 
Drs. 17/11824, 17/12963 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Kerstin Celina u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Anhörung über den Referentenentwurf für ein Bundesteilhabegesetz 
Drs. 17/11850, 17/12970 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A A A Z 

12. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Gudrun Brendel-Fischer, 
Jürgen Baumgärtner u.a. CSU 
Konsum von Crystal Meth, Legal Highs und NPS weiter einschränken 
Drs. 17/11924, 17/12952 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Benno Zierer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Sprengstoffspürgeräte am Flughafen München − Ergebnisse weiterer 
Raumluftmessungen 
Drs. 17/11956, 17/12953 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit und Pflege 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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14. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Jutta Widmann u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Höhere Förderung für Sanierung des Stadttheaters Landshut 
Drs. 17/11969, 17/12950 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z ENTH 

15. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Klaus Adelt, 
Dr. Paul Wengert u.a. und Fraktion (SPD) 
Der Fall Peggy K.: neue Fragen zu den Ermittlungen 
Drs. 17/12343, 17/12633 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

16. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef Zellmeier, 
Dr. Florian Herrmann u.a. und Fraktion (CSU) 
Bericht zum Fall "Peggy" 
Drs. 17/12356, 17/12632 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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